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Wichtige neue Entscheidung 

 
Bauordnungsrecht: Verunstaltung durch eine Werbeanlage und Verfahrenskonzent-
ration  
 
Art. 8 Satz 1, Art. 59 Satz 1 Nr. 3, Art. 68 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 BayBO, Art. 18, 
21 BayStrWG  
 
Werbeanlage  
Verunstaltende Wirkung 
Prüfungsumfang im vereinfachten Genehmigungsverfahren 
Sondernutzungserlaubnis 
Verfahrenskonzentration 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Urteil vom 28.10.2014, Az. 15 B 12.2765 
 
 
 
Orientierungssätze der LAB: 

1. Nach Art. 8 Satz 1 BayBO müssen bauliche Anlagen nach Form, Maßstab, Ver-

hältnis der Baumassen und Bauteile zueinander, Werkstoff und Farbe so gestaltet 

sein, dass sie nicht verunstaltet wirken. Der unbestimmte Rechtsbegriff der Verun-

staltung ist erfüllt, wenn die zur Prüfung stehende Anlage das ästhetische Empfin-

den eines für solche Eindrücke aufgeschlossenen Durchschnittsbetrachters nicht 

nur beeinträchtigt, sondern verletzt. In Bezug auf Werbeanlagen entspricht es ge-

festigter Rechtsprechung, dass sie ihren Anbringungsort verunstalten, wenn sie 



die entsprechende Wand zu einem Werbeträger umfunktionieren oder einem vor-

handenen ruhigen Erscheinungsbild einen Fremdkörper aufsetzen und dieses 

damit empfindlich stören. 

 

2. Es dürfte nicht ernstlich zweifelhaft sein, dass eine Baugenehmigung für eine 

Werbetafel mit einer Befristung oder einem Widerrufsvorbehalt versehen werden 

darf und muss. 

 

Hinweise: 

1. Der BayVGH bejahte einen Verstoß gegen das Verunstaltungsverbot des Art. 8 

Satz 1 BayBO für die beantragte, ca. 3,90 m breite und samt ihrer Beleuchtungs-

leiste etwa 3,30 m hohe Werbeanlage für wechselnde Fremdwerbung. Die Wer-

beanlage sollte an einer 7 m breiten und 2,63 m hohen, unaufdringlich-einheitlich 

gestalteten Außenwand einer Tiefgarageneinfahrt angebracht werden. Nach Auf-

fassung des BayVGH verstieße sie gegen das Gebot der Maßstäblichkeit und 

des Verhältnisses der Baumassen und Bauteile zueinander und würde einen un-

ästhetischen Fremdkörper darstellen. Die Anlage ließe die Wand, an der sie an-

gebracht werden sollte, als reinen Werbeträger erscheinen. Dieser Eindruck wür-

de durch den mehr als 60 cm messenden senkrechten Überstand über das 

Flachdach des „Trägerbauwerks“ noch verstärkt. Der BayVGH sah das Verun-

staltungsverbot als verletzt an, obwohl die Werbeanlage – anders als in den in 

Rn. 15 (UA) aufgeführten Entscheidungen – vergleichsweise geringe Ausmaße 

aufwies. 

 

2. Der BayVGH bestätigt die Auffassung (UA Rn. 26), dass eine Baugenehmigung 

für eine Werbetafel, auch wenn sie aus Gründen der Verfahrenskonzentration 

(Art. 21 Satz 1 BayStrWG, Art. 59 Satz 1 Nr. 3 BayBO) eine Sondernutzungser-

laubnis nach Art. 18 BayStrWG umfasst, mit einem Widerrufsvorbehalt versehen 

werden kann (so bereits BayVGH, U.v. 28.11.2013 - 2 B 13. 1587 – juris für eine 

Werbetafel; anders BayVGH, U.v. 24.05.2011 – 1 B 11.369 – juris für ein Gara-

gengebäude).  

 

Egner 
Oberlandesanwältin 



15 B 12.2765 

Au 5 K 10.933 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

Verkündet am 11. November 2014 

Venus 

als stellvertretende Urkundsbeamtin 

der Geschäftsstelle 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

Im Namen des Volkes 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

*** ******** ******-******* **** & **. **, 

********* ***** *** ***************, 

******-*****-***. ** *, ***** *******, 

 - ******** - 

 

**************: 

*** *************, 

***********. **, ***** *******, 

 

gegen 

 

Stadt Augsburg, 

vertreten durch den Oberbürgermeister, 

Maximilianstr. 4, 86150 Augsburg, 

 - Beklagte - 

 

beteiligt: 

Landesanwaltschaft Bayern 

als Vertreter des öffentlichen Interesses, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 

wegen 

 

Errichtung einer Werbeanlage, 

hier: Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts 

Augsburg vom 4. August 2011, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 15. Senat, 



durch die Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgerichtshof Müller, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Gänslmayer, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Schweinoch 

 

aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 28. Oktober 2014 

 

folgendes 

 

Urteil: 

 

 I. Das Urteil des Verwaltungsgerichts Augsburg vom 4. August 2011 

wird geändert. Die Klage gegen den Bescheid der Stadt Augsburg 

vom 1. Juli 2010 wird abgewiesen. 

 

 II. Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens in beiden Rechtszügen. 

 

 III. Die Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreckbar. 

 

 IV. Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

 

Tatbestand: 

 

Am 16. Februar 2010 beantragte die Klägerin die Erteilung einer Baugenehmigung 

für die Errichtung einer beleuchteten Werbetafel („TopLux“) an der straßenseitigen 

Außenwand einer flach überdachten Tiefgarageneinfahrt auf dem Grundstück 

FlNr. ***/*** der Gemarkung O********* im Ortsteil K********** der Beklagten. Die 

Wand, an der das Vorhaben rund 0,20 m oberhalb des unmittelbar vorbeiführenden 

Gehwegs angebracht werden soll, ist circa 7,00 m lang und 2,63 m hoch. Die aus 

drei Aluminiumblech-Segmenten bestehende Werbetafel selbst ist knapp 2,84 m 

hoch und etwas über 3,86 m breit; der auf allen vier Seiten zu öffnende, an den 

Ecken abgerundete Aluminiumrahmen ist circa 0,12 m tief; diese Konstruktion kann 

nach den Bauvorlagen mit oben und unten angebrachten Wandhaltern, zu deren 

Bautiefe keine konkreten Angaben gemacht wurden, an einer Mauer oder Wand be-

festigt werden. Auf der Oberseite soll die Tafel mit einer 3,46 m langen und insge-

samt ab deren (wohl auf der Rückseite der Tafel angebrachten) Befestigungslaschen 

an zwei Auslegern rund 0,55 m auskragenden Beleuchtungsleiste (insgesamt 72 

Watt Lampenleistung) versehen werden. 
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Die Beklagte lehnte den Bauantrag mit Bescheid vom 1. Juli 2010 ab. Die Plakatan-

schlagtafel sei in der als faktisches allgemeines Wohngebiet (§ 34 Abs. 2 BauGB 

i.V.m. § 4 BauNVO) einzustufenden näheren Umgebung bauplanungsrechtlich 

grundsätzlich unzulässig und könne auch nicht ausnahmsweise als nicht störender 

Gewerbebetrieb zugelassen werden. Am Aufstellungsort würde sie direkt auf die auf 

der anderen Seite der N******** Straße befindliche Wohnbebauung wirken, in ge-

werblicher Hinsicht sei das Umfeld durch dem Pietätsbereich zuzuordnende Nutzun-

gen geprägt, die durch ein zurückhaltendes Auftreten im Straßenraum und fehlende 

Betriebsamkeit gekennzeichnet seien. Daneben stehe die Tafel im Widerspruch zu 

Art. 18 BayStrWG und zu der gemäß Art. 22a BayStrWG erlassenen Satzung über 

Straßensondernutzungen in der Stadt Augsburg (SNS) i.d.F.v. 1. Januar 2002. Das 

Vorhaben werde um die 0,16 m in den Straßenraum hineinragen. Eine Sonder-

nutzungserlaubnis könne nicht erteilt werden, da die Anbringung der Werbetafel zu 

einer Verunstaltung des Aufstellungsortes selbst und des Orts- bzw. Straßenbildes in 

der näheren Umgebung i.S.v. Art. 8 BayBO führen würde. Dieses Bild werde vom 

benachbarten Friedhofsgelände, dessen straßenseitige, zwischen 1,78 m und 2,13 m 

hohe Einfriedungsmauer circa 1,60 m südlich vom Vorhaben beginne, sowie von 

Wohnbebauung bestimmt. Die Garageneinfahrtswand, an der sie angebracht werden 

solle, würde das Vorhaben um 0,67 m überragen. 

 

Mit Urteil vom 4. August 2011 hob das Verwaltungsgericht Augsburg den ablehnen-

den Bescheid auf und verpflichtete die Beklagte, den Bauantrag unter Beachtung 

seiner Rechtsauffassung neu zu verbescheiden. Entgegen der Auffassung der Be-

klagten entspreche das maßgebliche Quartier auf der Ostseite der N******** Straße 

zwischen der Dr. D********* Straße im Norden und der U**** Straße im Süden einem 

Mischgebiet i.S.d. § 6 BauNVO, in dem die geplante Werbeanlage als nicht störender 

Gewerbebetrieb nach § 34 Abs. 2 Halbs. 1 i.V.m. § 6 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 

allgemein zulässig sei. Das Vorhaben wirke auch wegen seiner Größe nicht beson-

ders aufdringlich und dominiere seine Umgebung städtebaulich nicht so sehr, dass 

es als eine das Wohnen wesentlich störende Anlage angesehen werden könne. Von 

den auf der Ostseite der N******** Straße gelegenen Häusern aus könne die Werbe-

tafel gar nicht eingesehen werden, sie wirke allein auf Betrachter, die sich im Stra-

ßenraum bewegten. Nach Art. 59 Satz 1 Nr. 3 BayBO, Art. 21 Satz 1 BayStrWG sei 

über die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis, die hier – unabhängig von einer in 

der städtischen Satzung mit 0,15 m angesetzten Bagatellgrenze – jedenfalls wegen 

des um mindestens 0,55 m in den Straßenraum hineinragenden Beleuch-

tungselements erforderlich sei, im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu ent-

scheiden. Dabei habe die Beklagte ihr Ermessen fehlerhaft ausgeübt. Bei der Verga-

be von Sondernutzungserlaubnissen sei die Ermessensbetätigung auf solche Krite-
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rien beschränkt, die in sachlichem Zusammenhang mit der Straße, ihrer Funktion und 

ihrem Widmungszweck stehen; übergeordneter Gesichtspunkt sei die Wahrung der 

Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, nur vereinzelt könne auch auf städtebauli-

che, baupflegerische oder denkmalschützerische Belange abgestellt werden. Rein 

bauordnungsrechtliche Gesichtspunkte ohne jeden straßenrechtlichen Bezug dürften 

bei der Interessenabwägung nicht in den Blick genommen werden. Im Übrigen sei 

die Kammer der Auffassung, dass sich die Plakatanschlagtafel nicht zuletzt deswe-

gen, weil in der näheren Umgebung keine vergleichbaren Objekte vorzufinden seien, 

nicht als verunstaltend darstellen würde. Der vom Bayerischen Ver-

waltungsgerichtshof in einer Entscheidung (BayVGH, U.v. 24.5.2011 – 1 B 1.369 –

 juris) letztlich ohne weitere Begründung vertretenen Auffassung, eine Baugenehmi-

gung könne schon deswegen nicht erteilt werden, weil eine Sondernutzung nach 

Art. 18 Abs. 2 Satz 1 BayStrWG nur auf Zeit oder auf Widerruf erlaubt werden dürfe, 

könne die Kammer nicht folgen. Denn dann könnte nach der Einführung der Verfah-

renskonzentration zum 1. Januar 2008 in derartigen Fällen praktisch nie eine Bauer-

laubnis erteilt werden. Bei der Neubescheidung werde die Beklagte ihre Ent-

scheidung über die Erlaubnis einer Sondernutzung in erster Linie an den Auswirkun-

gen des Vorhabens auf die widmungsgemäße Nutzung der N******** Straße, ins-

besondere auf die Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs, dem Ausgleich 

zeitlicher und örtlich gegenläufiger Interessen verschiedener Straßenbenutzer und 

Straßenanlieger sowie an sonstigen unmittelbar auf den Straßengrund bezogenen 

sachlichen Erwägungen zu orientieren haben. 

 

Mit der vom Senat zugelassenen Berufung beantragt die Beklagte (sinngemäß), 

 

das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts Augsburg vom 4. August 2011 

zu ändern und die Klage gegen den Bescheid vom 1. Juli 2010 abzuweisen. 

 

Das Verwaltungsgericht habe bei der Abgrenzung der maßgeblichen näheren Um-

gebung außer Acht gelassen, dass der mit einer steinernen Mauer von 65 m Länge 

eingefriedete, 2,13 ha große Friedhof den Bebauungszusammenhang auf der Ost-

seite der N******** Straße unterbreche und in den nördlich und südlich davon gele-

genen Bereichen jeweils Nutzungen vorhanden seien, die nur in unterschiedlichen 

Baugebieten zulässig seien. Der Betrieb des an der Kreuzung mit der U**** Straße 

ansässigen Clubs sei wegen seiner überregionalen Besucherstruktur und der vom 

Parkplatzsuchverkehr ausgelösten Störungen nur in einem Mischgebiet möglich. Die 

nördlich des Friedhofs in der Nähe des Standorts der streitgegenständlichen be-

leuchteten Werbeanlage vorhandenen Nutzungen (Bestattungsunternehmen, Blu-

mengeschäft, Friseurladen, Gaststätte, Tankstelle, Versicherungsbüro) seien in ei-
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nem allgemeinen Wohngebiet entweder regelhaft (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO) oder 

ausnahmsweise (§ 4 Abs. 3 Nr. 2 und 5 BauNVO) bzw. als freiberufliche Nutzung 

(§ 13 BauNVO) zulässig; ansonsten befinde sich dort nur Wohnbebauung. Seitens 

der Beklagten würden Baugenehmigungen für Werbeanlagen im öffentlichen Stra-

ßengrund widerruflich und/oder auf Zeit sowie unter Bedingungen und Auflagen er-

teilt. Die vom Verwaltungsgericht geübte Kritik an dem Kriterienkatalog, auf den die 

Beklagte dabei zurückgegriffen habe, gehe vor dem Hintergrund der den Bauauf-

sichtsbehörden von Art. 68 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 BayBO eingeräumten Ab-

lehnungsbefugnis im Ergebnis ins Leere. Auch für Werbeanlagen auf öffentlichen 

Verkehrsflächen gälten die allgemeinen baugestalterischen Anforderungen des Ver-

unstaltungsverbots, dessen Verletzung im Bescheid vom 1. Juli 2010 bereits festge-

stellt worden sei. 

 

Die Klägerin beantragt, 

 

die Berufung zurückzuweisen. 

 

Die Landesanwaltschaft Bayern stellt keinen Antrag. Sie hält abweichend vom Urteil 

des 1. Senats vom 24. Mai 2011 (Az. 1 B 11.369 - juris) eine gänzliche Versagung 

der Baugenehmigung unter Verweis auf Art. 18 Abs. 2 Satz 1 BayStrWG für unver-

hältnismäßig. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten und die beigezogenen 

Behördenakten verwiesen. 

 

 

Entscheidungsgründe: 

 

Die zulässige Berufung der Beklagten ist begründet. Das Verwaltungsgericht hätte 

die Beklagte nicht unter Aufhebung des Bescheids vom 1. Juli 2010 zur Neubeschei-

dung verpflichten dürfen. Die Beklagte hat den Bauantrag für die Errichtung der be-

leuchteten Werbetafel im Ergebnis zu Recht abgelehnt. Die Klägerin hat keinen An-

spruch auf Erteilung der beantragten Baugenehmigung (§ 113 Abs. 5 VwGO, Art. 68 

Abs. 1 BayBO). Das Vorhaben ist aus bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen 

Gründen nicht zulassungsfähig. 

 

1. Die streitgegenständliche Werbetafel für Außen-Fremdwerbung ist eine eigen-

ständige Hauptnutzung im Sinn des Bauplanungsrechts (BVerwG, U.v. 3.12.1992 –

4 C 27/91 – BVerwGE 91, 234 = juris Rn. 13 bis 18 und 24 bis 27). Dessen Anwen-
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dung auf den vorliegenden Bauantrag wird nicht dadurch ausgeschlossen oder ein-

geschränkt, dass die Anlage, von Befestigungsteilen in der Wand, an der sie ange-

bracht werden soll, abgesehen, zur Gänze im öffentlichen Straßenraum verwirklicht 

werden soll, der für eine Bebauung nicht zur Verfügung steht (vgl. BVerwG, B.v. 

11.2.2000 – 4 B 1/00 – BRS 63 Nr. 102 = juris Rn. 16). Einerseits zeigt nicht nur der 

vorliegende Fall, dass der vom Bundesverwaltungsgericht – in anderem Zusammen-

hang – apodiktisch formulierte Satz gerade bei Werbeanlagen, aber beispielsweise 

auch bei Freischankflächen oder Werbevitrinen auf Gehsteigen oder in Fußgänger-

zonen zahlreiche Ausnahmen erfährt. Die zitierte Aussage stellte daneben aber auch 

nicht die Geltung des Bauplanungsrechts für einen bestimmten Fall in Frage, son-

dern zog – und insoweit offenkundig in Anwendung materiellen Planungsrechts –aus 

der prinzipiellen Unbebaubarkeit von Verkehrsflächen nur den Schluss, dass diese 

zur Klärung der Frage, welche Prägung die nähere Umgebung besitzt, nichts beitra-

gen können und deshalb grundsätzlich nicht zur näheren Umgebung im Sinn des 

§ 34 Abs. 1 BauGB gehören. Die Bayerische Bauordnung macht ihre grundsätzliche 

Geltung auch für ortsfeste Anlagen der Wirtschaftswerbung im Übrigen ebenfalls 

nicht von deren Aufstellungsort abhängig, vgl. Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 Satz 2 

BayBO. 

 

2. In einem Bauleitplan festgesetzte Baugrenzen sind von allen baulichen Anlagen, 

damit auch von Werbeanlagen, einzuhalten (BVerwG, U.v. 7.6.2001 – 4 C 1/01 –

NVwZ 2002, 90 = juris Ls 2 und Rn. 11 bis 17). In einem, hier unstreitig gegebenen, 

unbeplanten Innenbereich muss sich das Vorhaben gemäß § 34 Abs. 1 Satz 1 

BauGB auch hinsichtlich der überbaubaren Grundstücksfläche in die Eigenart der 

näheren Umgebung einfügen, zur Konkretisierung dieser Anforderungen kann auf die 

Bestimmungen des § 23 BauNVO zurückgegriffen werden (vgl. BayVGH, B.v. 

25.4.2005 – 1 CS 04.3461 – juris Rn. 15 ff.). Die nähere Umgebung ist für die in § 34 

Abs. 1 Satz 1 BauGB bezeichneten Kriterien jeweils gesondert abzugrenzen 

(BVerwG, B.v. 13.5.2014 – 4 B 38/13 – ZfBR 2014, 574 = juris Ls 1 und Rn. 7). Der 

für die Bestimmung der überbaubaren Grundstückfläche maßgebliche Bereich ist in 

der Regel enger zu ziehen als derjenige für die Ermittlung der zulässigen Art der 

Nutzung (BayVGH, B.v. 25.4.2005 a.a.O. Rn. 18; BVerwG, B.v. 13.5.2014 a.a.O. 

Rn. 8). 

 

Die Anwendung dieser Grundsätze ergibt im vorliegenden Fall, dass der von der Klä-

gerin für ihr Vorhaben gewählte Standort bauplanungsrechtlich nicht zulässig ist. Der 

für die Bestimmung der überbaubaren Grundstücksfläche entscheidende Bereich 

beschränkt sich auf den geplanten Anbringungsort der Werbetafel und die in nord-

nordwestlicher Richtung auf der Ostseite der N******** Straße bis zu deren Kreuzung 
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mit der Dr. D********* Straße befindlichen Grundstücke. Dieser Bereich ist etwas über 

160 m lang und umfasst sechs verschiedene, jeweils mit Hauptgebäuden bzw. Zapf-

säulenanlagen entlang der Straße bebaute Grundstücke. Den Lageplänen und Farb-

fotos in den Akten der Beklagten und des Verwaltungsgerichts ist zu entnehmen, 

dass das Erscheinungsbild des südlich hieran anschließenden Teiles der straßenbe-

gleitenden Bebauung auf einer Länge von rund 67 m von der grenzständigen, zwi-

schen 1,78 m und 2,13 m hohen steinernen Mauer des katholischen Friedhofs 

K********** bestimmt wird. Auf den letzten circa 55 m bis zur Kreuzung mit der U**** 

Straße folgt – nur noch – das in Nord-Süd-Richtung angeordnete und damit in spit-

zem Winkel zur N******** Straße stehende und mit seiner Südwestecke bis an die 

Straße heranreichende Gebäude des „S*******-Club“. Die wertende Betrachtung der 

gesamten Straßenfront ergibt, dass es für die Beurteilung der überbaubaren Grund-

stücksfläche mit der verfahrensgegenständlichen Hauptnutzung lediglich auf den 

eingangs beschriebenen, nördlich des Friedhofs gelegenen Teil entlang der N******** 

Straße ankommt, schon weil der Friedhof insoweit eine optisch markante Zäsur im 

baulichen Erscheinungsbild darstellt. In dem danach maßgeblichen Abschnitt bleibt 

die maßstabsbildende (vgl. BVerwG, B.v.2.8.2001 –4 B 26/01 – BauR 2002, 277 = 

juris Rn. 5; BayVGH, B.v. 23.4.2002 – 20 B 03.3002 –NVwZ-RR 2005, 391 = juris 

Rn. 13/14) Bebauung mit Hauptgebäuden durchgängig um mindestens rund 3 m vom 

Straßengrundstück zurück. Unmittelbar an der Grenze zum Gehweg befinden sich 

hier unter anderem Pflanzbeete (FlNr. ***/***), eine dichte Hecke (FlNr. ***/*) und ei-

ne baumbestandene Wiese (FlNr. ***/***). Auch wenn es im vorliegenden Zusam-

menhang hierauf nicht ankommt, lässt sich feststellen, dass selbst die rechtwinklig 

zur Straße stehenden Hinweisschilder (Preise/Shop/Wäsche/Reifen) auf dem Gelän-

de der Tankstelle (FlNr. ***/** und /11)) erst deutlich hinter dem Gehsteigrand begin-

nen. Daraus folgt, dass sich aus der in der Umgebung vorhandenen Bebauung eine 

vordere Baugrenze (vgl. § 23 Abs. 3 Satz 1 BauNVO) ablesen lässt. Für die Unzu-

lässigkeit eines Vorhabens nach § 34 Abs. 1 BauGB reicht es aus, dass dieses sich 

hinsichtlich eines der Maßstäbe – hier: nach der überbaubaren Grundstücksfläche –

 nicht einfügt (BVerwG, B.v. 23.11.1998 – 4 B 29/98 – BauR 1999, 233 = juris Ls 2 

und Rn. 10 zu einem Zurückspringen hinter eine faktische vordere Baulinie). Ein sol-

cher Fall liegt hier vor, weil die Zulassung des in der Umgebung vorbildlosen Vorha-

bens einen Ansatz für nachfolgende vergleichbare Bauwünsche, etwa auf dem Ge-

lände der Tankstelle oder am straßennahen Rand der Wiese auf der FlNr. ***/*** bie-

ten und deshalb zu „städtebaulichen Spannungen“ führen würde (vgl. BVerwG, U.v. 

26.5.1978 – 4 C 9/77 – BVerwGE 55, 369 = juris Ls 9 und Rn. 45 bis 47). Nur zur 

Klarstellung sei angemerkt, dass dieses Ergebnis nicht dadurch in Frage gestellt 

wird, dass es für den Standort einer Werbetafel im öffentlichen Verkehrsraum, weil 

dieser Bereich als solcher für eine Bebauung nicht zur Verfügung steht (vgl. BVerwG, 



B.v.11.2.2000 – 4 B 1/00 – BRS 63 Nr. 102 = juris Rn. 16, siehe bereits oben) regel-

mäßig auch keine faktischen Bauraumbegrenzungen geben kann. Es liegt auf der 

Hand, dass das im vorliegenden Fall als entscheidungserheblich festgestellte Her-

ausfallen des Vorhabens aus den auf den Baugrundstücken entlang der Straße von 

maßstabsbildender Bebauung eingenommenen Flächen nicht dadurch relativiert o-

der beseitigt werden kann, dass die Anlage darüber hinaus auch noch jenseits der 

Grenze eines anliegenden privaten Grundstücks in den Luftraum einer öffentlichen 

Verkehrsfläche hineinreichend geplant ist. Dieser Umstand mag in diesem und in 

vergleichbaren Fällen – wenn überhaupt – allenfalls zusätzlich zulasten des Vorha-

bens ins Gewicht fallen. 

 

3. Das Vorhaben verstößt auch gegen das Verunstaltungsverbot des Art. 8 Satz 1 

BayBO. Danach müssen bauliche Anlage nach Form, Maßstab, Verhältnis der 

Baumassen und Bauteile zueinander, Werkstoff und Farbe so gestaltet sein, dass sie 

nicht verunstaltet wirken. Der unbestimmte Rechtsbegriff der Verunstaltung ist erfüllt, 

wenn die zur Prüfung stehende Anlage das ästhetische Empfinden eines für solche 

Eindrücke aufgeschlossenen Durchschnittsbetrachters nicht nur beeinträchtigt, son-

dern verletzt (vgl. Jäde in Jäde/Dirnberger/Bauer, Die neue Bayerische Bauordnung, 

Stand Mai 2014, Art. 8 Rn. 1; König in Schwarzer/König, BayBO, 4. Aufl. 2012, Art. 8 

Rn. 2; Dirnberger in Simon/Busse, BayBO, Stand Januar 2014, Art. 8 Rn. 54; Molo-

dovsky in Molodovsky/Famers/Kraus, BayBO, Stand 1. Juli 2014, Art. 8 Rn. 22 bis 

25). In Bezug auf Werbeanlagen entspricht es gefestigter Rechtsprechung, dass sie 

ihren Anbringungsort verunstalten, wenn sie die entsprechende Wand zu einem 

Werbeträger umfunktionieren (vgl. BayVGH, B.v. 24.9.2002 – 14 ZB 02.1849 – juris 

Rn. 2) oder einem vorhandenen ruhigen Erscheinungsbild einen Fremdkörper auf-

setzen und dieses damit empfindlich stören (vgl. OVG Berlin, B.v. 7.1.2002 – 

2 SN 30.01 – NVwZ 2002, 489 = juris Ls 3 und Rn. 16; HessVGH, B.v. 5.10.1995 – 

3 TG 2900/ 95 – BRS 57 Nr. 179 = juris Rn. 8). 

 

Nach diesen Maßstäben würde die an der 7 m breiten und 2,63 m hohen, unauf-

dringlich-einheitlich gestalteten Außenwand der Tiefgarageneinfahrt anzubringende, 

annähernd 3,90 m breite und samt ihrer Beleuchtungsleiste etwa 3,30 m hohe Wer-

betafel für wechselnde Fremdwerbung gegen die Gebote der Maßstäblichkeit und 

des Verhältnisses der Baumassen und Bauteile zueinander verstoßen und einen un-

ästhetischen Fremdkörper darstellen. Die Anlage ließe die Wand, an der sie ange-

bracht werden soll, als reinen Werbeträger erscheinen. Dieser Eindruck wird – wie 

die in der Bauakte enthaltene farbige Lichtbildmontage (vgl. § 4 Abs. 1 Nr. 2 Bau-

VorlV) verdeutlicht – durch den mehr als 60 cm messenden senkrechten Überstand 

über das Flachdach des „Trägerbauwerks“ noch verstärkt. 
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Diesen Gesichtspunkt hat der streitgegenständliche Bescheid zwar (unter anderem) 

lediglich als Ablehnungsgrund für die für das Vorhaben gleichzeitig erforderliche 

Sondernutzungserlaubnis genannt (Bescheid vom 1.7.2010 s. 12 bis 14 unter Grün-

de II. 3.). Dies war rechtsfehlerhaft. Denn materieller Maßstab für die Erteilung einer 

Sondernutzungserlaubnis ist nach Art. 18 Abs. 1 Satz 1 BayStrWG, ob und inwieweit 

die Nutzung der Straße über den Gemeingebrauch (Art. 14 BayStrWG) hinaus die-

sen beeinträchtigen kann. Zu prüfen ist dabei grundsätzlich nur, ob die straßenfrem-

de Nutzung mit den Belangen des Straßen- und Wegerechts vereinbar ist. Die abzu-

wägenden Belange finden sich dabei vor allem in den Vorschriften des Bayerischen 

Straßen- und Wegegesetzes (namentlich, soweit sie die Sicherheit und Leichtigkeit 

des Verkehrs gewährleisten), vereinzelt aber auch in Vorschriften des Straßenver-

kehrsrechts und – ebenso vereinzelt – auch in städtebaulichen, baupflegerischen 

oder denkmalschützerischen Vorschriften, soweit diese einen eindeutigen Bezug zur 

Straße haben (stRspr, vgl. BayVGH, B.v. 17.4.2012 – 8 ZB 11.2785 – juris Rn. 13 

m.w.N.). Die von Art. 8 Satz 1 BayBO an die Gestaltung baulicher Anlagen gestellten 

Anforderungen weisen einen solchen eindeutigen (Aussen-)Bezug zur Straße und 

deren Nutzung nicht auf; ihr rechtlicher Wirkungskreis beschränkt sich unmittelbar 

nur auf die jeweilige Anlage selbst. 

 

Das ist für die Rechtmäßigkeit der Ablehnungsentscheidung indes ohne Bedeutung. 

Denn im Berufungsverfahren hat die Beklagte sich hierfür ausdrücklich auf die von 

Art. 68 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 BayBO eingeräumte Ablehnungsbefugnis berufen 

(Schrs. vom 8.2.2013 S. 5/6). Danach kann die Bauaufsichtsbehörde einen Bauan-

trag auch ablehnen, wenn das Bauvorhaben gegen sonstige, im Einzelfall nicht zum 

Prüfungsumfang (vgl. Art. 59 Satz 1 BayBO) gehörende, öffentlich-rechtliche Vor-

schriften verstößt. Das ist, wie oben ausgeführt, im Hinblick auf die Anforderungen 

des Art. 8 Satz 1 BayBO, der Fall. Die bauordnungsrechtlichen Gestaltungsanforde-

rungen sind zwar nicht Gegenstand des vorliegenden vereinfachten Genehmigungs-

verfahrens (vgl. Art. 59 Satz 1 Nr. 1 BayBO), in dem Bauordnungsrecht grundsätzlich 

nicht (mehr) geprüft wird. Die materiellen bauordnungsrechtlichen Anforderungen 

gelten, ebenso wie die bauplanungsrechtlichen Vorgaben, ohne jeden Zweifel aber 

auch für in den öffentlichen Straßenraum hineinragende oder dort angebrachte Wer-

beanlagen (vgl. zur Anwendung der Abstandsflächenvorschriften: BayVGH, U.v. 

15.5.2006 – 1 B 04.1893 – NVwZ-RR 2007, 83 = juris Rn. 2/3 und 18 ff., erfolgreiche 

Nachbarklage gegen die Genehmigung einer Doppelwerbetafel auf dem benachbar-

ten Gehweg wegen eines Verstoßes gegen Art. 6 Abs. 2 Satz 1 BayBO 1998). 

 

Die Beklagte konnte sich auf die vom Gesetz eingeräumte Möglichkeit, die Ableh-
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nung des Bauantrags auf außerhalb des Prüfungsumfangs stehende Gesichtspunkte 

zu stützen, hier auch noch berufen, da maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung 

der Begründetheit der vorliegenden Verpflichtungsklage der Klägerin nach § 113 

Abs. 5 VwGO derjenige der Verhandlung vor dem Verwaltungsgerichtshof war. 

 

Aus den vorstehenden Gründen war das Berufungsurteil aufzuheben und die Klage 

abzuweisen. 

 

4. Auf die im Verfahren erörterten Frage, ob die Erteilung einer Baugenehmigung 

ausscheidet, wenn im bauaufsichtlichen Verfahren zugleich (vgl. Art. 21 Satz 1 Ba-

yStrWG, Art. 59 Satz 1 Nr. 3 BayBO) über die Erlaubnis einer Sondernutzung zu ent-

scheiden ist und letztere nur auf Zeit oder auf Widerruf erteilt werden darf (Art. 18 

Abs. 2 Satz 1, Art. 21 Satz 3 BayStrWG), kommt es mangels Entscheidungs-

erheblichkeit nicht an. Die Begründung zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur 

Änderung der Bayerischen Bauordnung und anderer Gesetze (LT-Drs. 15/7161 vom 

15.1.2007) mit dem die Konzentration bisher paralleler Genehmigungsverfahren bei 

der Bauaufsichtsbehörde eingeführt wurde, enthält dazu – auszugsweise – folgende 

Aussagen (LT-Drs. a.a.O. S. 74, zu § 2 Nr. 2, Art. 21): 

 
„Art. 21 BayStrWG regelt bereits in der geltenden Fassung den Fall des Zu-
sammentreffens einer straßenverkehrsrechtlichen Erlaubnis bzw. Ausnahme-
genehmigung für eine übermäßige, d. h. über den Gemeingebrauch hinausge-
hende Straßenbenutzung mit einer öffentlich-rechtlichen Sondernutzungser-
laubnis. 
 
Zweck der Neuregelung ist eine Verfahrenskonzentration auch in den Fällen, in 
denen nach den baurechtlichen Vorschriften eine Baugenehmigung erforderlich 
ist und zugleich eine nach Straßenrecht erlaubnispflichtige Sondernutzung vor-
liegt, weil mit dem Vorhaben eine öffentliche Straße über den Gemeingebrauch 
hinaus in Anspruch genommen wird (z.B. Freischankflächen, ortsfeste Ver-
kaufsstände). Die Vorschrift (erg.: Art. 21 Satz 1 n.F.) will auch in diesen Fällen 
parallele Verwaltungsverfahren vermeiden und im Außenverhältnis zum Bürger 
die Entscheidungskompetenz über beide Bereiche bei der Bauaufsichtsbehörde 
konzentrieren. Sie dient damit der Verwaltungsvereinfachung. Die Belange der 
sonst für die Sonder-nutzungserlaubnis zuständigen Behörde (im Regelfall die 
Gemeinde, ggf. unter Einbeziehung der Straßenbaubehörde, vgl. Art. 18 Abs. 1 
BayStrWG) werden durch die vorgeschriebene Beteiligung gewahrt. …. 
 
Der Wegfall der Sondernutzungserlaubnis in diesen Fällen dient nur der Verfah-
renskonzentration, materiell-rechtlich liegt eine straßenrechtliche Sondernut-
zung vor, die sich nach den Bestimmungen des Art. 18 Abs. 2 bis 6 BayStrWG 
richtet. Insbesondere darf die Sondernutzungserlaubnis (im Gegensatz zu Bau-
genehmigung) nur auf Zeit oder auf Widerruf erteilt werden (vgl. Art. 18 Abs. 2 
Satz 1 BayStrWG).  
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Einer Sondernutzungserlaubnis bedarf es demnach nicht, wenn für den Benut-
zungstatbestand eine Baugenehmigung erforderlich ist. Das bedeutet, dass die 
Bauaufsichtsbehörde zugleich die Sondernutzung erlaubt.“ 

 

Auf der Grundlage dieser Ausführungen dürfte es nicht ernstlich zweifelhaft sein, 

dass die Baugenehmigung in den Fällen der hier zu vorliegenden Art (Werbetafel) mit 

einer Befristung oder einem Widerrufsvorbehalt versehen werden darf und muss. Ob 

Gleiches für einen Überbau mit einem Gebäude gilt, dessen Fortbestand auf unab-

sehbare Dauer angelegt ist, oder ob dann die Erteilung einer, regelmäßig für die „Le-

benszeit“ der jeweiligen Anlage bestimmten, Baugenehmigung grundsätzlich aus-

scheidet, ist in Anbetracht der hier zu entscheidenden Sach- und Rechtslage nicht 

näher zu erörtern. 

 

5. Kosten: § 154 Abs. 2 VwGO. Vorläufige Vollstreckbarkeit: § 167 Abs. 2 VwGO. 

 

6. Gründe für die Zulassung der Revision (§ 132 Abs. 2 VwGO) liegen nicht vor 

 

 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g  

 

Nach § 133 VwGO kann die Nichtzulassung der Revision durch Beschwerde zum 

Bundesverwaltungsgericht in Leipzig angefochten werden. Die Beschwerde ist beim 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (in München Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 

80539 München; Postfachanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München; in Ansbach: 

Montgelasplatz 1, 91522 Ansbach) innerhalb eines Monats nach Zustellung dieser 

Entscheidung schriftlich einzulegen und innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung 

dieser Entscheidung zu begründen. Die Beschwerde muss die angefochtene Ent-

scheidung bezeichnen. In der Beschwerdebegründung muss die grundsätzliche Be-

deutung der Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung des Bundesverwaltungs-

gerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des 

Bundesverfassungsgerichts, von der die Entscheidung des Bayerischen Verwal-

tungsgerichtshofs abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden. 

 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer in Prozess-

kostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch 

für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

eingeleitet wird. Als Prozessbevollmächtigte zugelassen sind neben Rechtsanwälten 

und Rechtslehrern an den in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit 

Befähigung zum Richteramt nur die in § 67 Abs. 4 Satz 4 VwGO und in §§ 3, 5 

RDGEG bezeichneten Personen. Für die in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten 
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Angelegenheiten (u.a. Verfahren mit Bezügen zu Dienst- und Arbeitsverhältnissen) 

sind auch die dort bezeichneten Organisationen und juristischen Personen als Be-

vollmächtigte zugelassen. Sie müssen in Verfahren vor dem Bundesverwaltungsge-

richt durch Personen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. 

 

 

 

Müller                                          Gänslmayer                                  Schweinoch 

 

 

 

Beschluss: 

 

Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 7.500 Euro festgesetzt. 

 

 

Gründe: 

 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 47 Abs. 1 Satz 1, § 52 Abs. 1 GKG unter Be-

rücksichtigung von Nr. 9.1.2.3.1 des Streitwertkatalogs 2013 für die Verwaltungsge-

richtsbarkeit (BayVBl-Beilage 1/2014). Der dort für eine großflächige Werbetafel an-

gesetzte Wert war wegen der Beleuchtung der Anlage angemessen anzuheben. 

 

 

 

Müller                                          Gänslmayer                                  Schweinoch 
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